Sonnabend, 5. Mai. 


W 18. 


1866. — 3. Jahrgang. 


Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Voll. 


Erſcheint jeden S 5 eis vierteljährlich bei allen Preuß. Poftanſtalten 4½ Sgr., bei den außerpreußiſ 
e Spediteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Taubenſtraße N 270 % Syn 


794 Sgr., in Berlin bei allen Zeitungs ; 


Inſerate die Zeile 2 Sgr. 


Die nächſten Wahlen zum preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe. 


Ein wackerer Mann hat uns neulich gerathen, wir 
jollten uns um all den Lärm nicht bekümmern, der nun 
ſchon ſeit vielen Wochen in regierungsfreundlichen 
Blättern und in dem Schriftwechſel der Regierungen 
gemacht wird. Denn, ſagte er, es kann ja doch kein 
Menſch wiſſen, was dabei herauskommt, und ob nicht 
doch am Ende Alles ohne weitere Folgen in die Luft 
verpufft, wie die Schwärmer und Raketen bei einem 
Luſtfeuerwerk. Mag der Graf Bismarck auch zehn 
Mal verlangen, daß die deutſchen Fürſten unſerer preu⸗ 
ßiſchen Regierung das Kommando über die Kriegsmacht 
von Mecklenburg und Hannover, von Sachſen und 
Braunſchweig und Heſſen und von allen übrigen kleinen 
Staaten, wenigſtens im nördlichen Deutſchland, über⸗ 
tragen ſollen, ſo werden ſie das doch nun und nimmer⸗ 
mehr thun, fo lange das deutſche Volk ſelbſt fie nicht 
dazu und noch zu etwas Mehrerem nöthigt. Und das 
deutſche Volk außerhalb Preußens wird fene Fürſten 


nicht dazu nöthigen, jo lange Graf Bismarck ſeinen. 


Platz nicht einem liberalen Miniſterium einräumt, 
das will ſagen: einem Miniſterium, welches mit der 
preußiſchen Verfaſſung und mit den Rechten des preu⸗ 
ßiſchen Volkes in dem Sinne Ernſt macht, wie wir 
dieſelben verſtehen. Das allgemeine gleiche Wahlrecht, 
das! die preußiſche Regierung jetzt fo bereitwillig an⸗ 
bietet, wird ihr auch keine Seele in Deutſchland gewin⸗ 
nen, jo lange die jetzige Regierungsweiſe in Preußen 
fortdauert. Wer ſollte auch etwas darauf geben, fü 
lange die angeblich konſervativen Verehrer des Miniſter⸗ 
präſidenten in die Welt hineinrufen, daß man das neu⸗ 
geplante volksthümliche Wahlgeſetz nur „geſchickt hand⸗ 
haben“ dürfe, um mit Hüffe deſſelben ein Parlament 
zu Stande zu bringen, wie man es wünſcht. Jeder 
Deutſche denkt dabei natürlich an nichts Anderes als an 
die Künſte, mit denen der ſetzige Napoleon das allge⸗ 
meine Stimmrecht zum Werkzeug eines Regierungs- 
ſyſtems gemacht hat, das an Härte Alles übertrifft, was 
wir in Deutſchland bis jetzt erlebt haben. 


Wir glauben nicht, daß unfer Freund uns mit 
Recht ermahnt, daß wir um alle dieſe Dinge uns gar 
nicht bekümmern ſollen. Denn es find Dinge, die 
jeden von uns ſehr nahe angehen. Wenn ſie auch ſicher⸗ 
lich nicht ſo ablaufen werden, wie der Graf Bismarck 
oder unſere Konſervativen es ſich vorſtellen, ſo müſſen 
doch auch wir nach unſeren Kräften dafür ſoegen, daß 
ſie nicht in anderer Weiſe zum Schlimmen, ſondern 
daß ſie zum Guten für uns ausſchlagen. 

Dagegen hat unſer Freund vollkommen Recht, wenn 
er es als die Hauptſache bezeichnet, daß wir uns 
recht ernſtlich um die über kurz oder lang bevorſtehen⸗ 
den Wahlen bekümmern. 

Er ſagt: „Die neuen Wahlen zum Abgeordneten⸗ 
hauſe können zwiſchen heute und dem Monat Oktober 
alle Tage angeordnet werden. Das Einzige worauf 
das preußiſche Volk jetzt zu ſinnen, und woran es mit 
allen Kräften zu arbeiten hat, iſt, daß es bei dieſen 
hochwichtigen Wahlen überall ſolche Männer 
wählt, die der Reaktion den Daumen auf das 
e e 

Wir müſſen wohl bedenken, daß der Ausfall der 
Wahlen dies Mal noch viel mehr entſcheiden wird, als 
bisher. Die bisherigen Wahlen haben allerdings dem 
preußiſchen Volke großen Nutzen und noch größere Ehre 
gebracht. Sie haben bewieſen, daß die preußiſchen 
Männer treu und feſt an ihrem Rechte und an dem 
Rechte des Landes halten, und daß es unter ihnen nur 
herzlich wenig Schwachköpfe giebt, die durch Drohungen 
oder Verſprechungen ſich verführen laſſen, gegen ihre 
Ueberzeugung und gegen ihr Gewiſſen für die zu ſtimmen, 
die des Volkes Rechte nicht fördern wollen. 

Doch für die nächſten Wahlen ſteht noch ein viel 
höherer Preis in Ausſicht, aber — auch die ſchwerſte 
Niederlage für die Sache des Volkes und das ſchwerſte 
Unheil für das Land, wenn wir träge oder feig genug 
ſein könnten, um gerade jetzt den Gegnern den Wahl⸗ 
ſieg in die Hände zu ſpielen. 9 . 

Die Sache ſteht nämlich ſo: die Miniſter ſind end⸗ 
lich durch die Art und Weiſe, wie ſie ſeit vier Jahren 
das Land regieren, in die allerſchlimmſte Verlegenheit 


gerathen. Sie können auf ihren bisherigen Wegen nicht 
mehr vorwärts kommen, weder in der inneren Verwal⸗ 
tung und noch weniger in ihrer auswärtigen Politik. 
Wollen ſie auf ihrem Platz ſich behaupten, ſo brauchen 
fie Geld, ſehr viel Geld. Sie müſſen alſo nothwendig 
ein ee haben, das ihnen neue Anleihen 
auf unſere Koſten und dazu noch neue Steuern 
bewilligt. Das wäre zugleich ein Abgeordnetenhaus, das 
alle Rechte des Landes, an denen unſere jetzigen Abge⸗ 
ordneten ehrlich und tapfer feſtgehalten haben, gerade ſo 
auffaſſen würde, wie es den jetzigen Miniſtern gefiele. 
Ein ſolches Abgeordnetenhaus würde vielleicht auf jede 
nützliche und nothwendige Verbeſſerung der Geſetze ver⸗ 
zichten, es würde die alte Kreisordnung nebſt der guts⸗ 
herrlichen Polizei auf das Sorgfältigſte erhalten wollen, 
vielleicht auch unſere Landſtraßen und Kanäle und unſere 
Schulen immer mehr verfallen laſſen. Ein ſolches 
Abgeordnetenhaus würde wahrſcheinlich bei allen frucht⸗ 
bringenden Ausgaben ſparſam ſein wie ein Geizhals, bei 
den Ausgaben für Militär und Polizei aber freigebig 
wie ein Verſchwender 


Solch ein Abgeordnetenhaus würden wir ſicherlich 
bekommen, wenn wir die Hände in den Schooß legen 
wollten, ſtatt mit raſtloſem Eifer, ſtatt mit doppelter und 
dreifacher Thätigkeit für die bevorſtehenden Wahlen zu 
wirken. Thun wir dagegen unſere Schuldigkeit, dann 
iſt uns der Sieg bei den Wahlen gewiß und mit dem 
Siege auch der Preis des Sieges. 

Das ſcheint nämlich gewiß, daß bei uns in Preußen 
ein Syſtemwechſel eintreten wird, wenn die Wahlen nun 
auch zum vierten Male ſo ausfallen, wie ſie ſeit dem 
Jahre 1861 immer ausgefallen ſind. Wenn dann nicht 
Dinge geſchehen, die wir als rechtſchaffene Leute für 
unmöglich halten müſſen, ehe ſie nicht wirklich geſchehen 
ſind, ſo wird dann an die Stelle des jetzigen Miniſteriums 
ein freiſinniges Miniſterium eintreten. Ein ſolches 
Miniſterium wird nothwendig die Verfaſſung und die 
Geſetze des Landes ſo handhaben, wie ſie nach unſerem 
Verſtändniß ſchlechterdings gehandhabt werden müſſen. 
Damit wird es endlich den Frieden im Lande wiederher⸗ 
ſtellen. Und wenn dann die Feinde Preußens und 
unſeres deutſchen Vaterlandes, mögen es die Franzoſen 
oder die Ruſſen oder die Oeſterreicher ſein, dennoch 
unſer gutes Recht antaſten ſollten, dann haben ſie es 
nicht mit uns Preußen allein, dann haben ſie es mit 
dem ganzen großen deutſchen Volke zu thun. Es wird 
ihnen dann heimgeleuchtet werden, wie vor mehr als 
fünfzig Jahren das freiſinnige und durch Eintracht 
zwiſchen Volk und Regierung wieder ſtark gewordene 
Preußen dem Oheim des jetzigen Kaiſers Napoleon, 
trotz ſeines Bündniſſes mit den Königen von Baiern, 
von Würtemberg, von Sachſen und den anderen Rhein⸗ 
bundsfürſten, ſchon einmal heimgeleuchtet hat. 

Darum hat unſer Freund ganz recht, wenn er uns 
ermahnt, daß wir unſere ganze Kraft und allen unſeren 
Eifer ſchon jetzt auf die Vorbereitungen zu den 
Wahlen, und, wenn die Zeit da iſt, auf die Wahlen 
ſelbſt verwenden ſollen. 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. Die Erwartung, ob uns die nächſte Zukunft 
Krieg oder Frieden bringen wird, nimmt 50 immer vor ⸗ 
wiegend die Aufmerkſamkeit in Anſpruch. ir haben in 
unſerer letzten Wochenſchau mitgetheilt, daß ſich Oeſterreich 
und Preußen vereinbart hätten, ihre Rüſtungen zurückzu⸗ 
nehmen, und daß ſomit augenblicklich ein Ruhepunkt einge⸗ 
treten ſei. Das hat jedoch nicht lange gedauert. Oeſterreich 
ab an, von Italien im Süden bedroht zu fein, und begann 
in Venetien ſo bedeutende Rüſtungen, daß die preußiſche 
Regierung bei der Leichtigkeit, mit welcher jetzt die Kommunika⸗ 
tionsmittel den Transport großer Truppenmaſſen auf weite 
Strecken geftatten, die Anſicht ausſprach, fie könne demgegen- 
über ihre Rüſtungen nicht einſtellen, und man ſpricht ſogar 
davon, daß dieſelben in den nächſten Tagen eine ſehr bedeu⸗ 
tende Ausdehnung erfahren ſollen. 

Außer von Oeſterreich hat Preußen auch von Sachſen 
auf ganz entſchiedene Weiſe die Zurücknahme der Rüſtungen 
verlangt, doch ſoll das ſächſiſche Miniſterium nur ausweichend 
10 haben, ſo daß man in offiziöſen Kreiſen ſogar 
chon von Zwangsmitteln gegen Sachſen ſpricht. 

Nach den neueſten Nachrichten hat Oeſterreich jetzt endlich 
Vorſchläge zur Löſung der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage 
emacht, welche jedoch bei weitem nicht an die Februar 
Herdern en Preußens heranreichen, und deßhalb auch von 
dem diesseitigen Kabinet abgelehnt ſein ſollen. 

Was die deutſche Bundesreformfrage anbelangt, 
ſo hat der Bundestag in Frankfurt einen Ausſchuß gewählt, 
welcher den preußiſchen Antrag auf Einberufung eines 
deutſchen Parlamentes berathen ſoll. Natürlich wollten die 
übrigen Bundesmitglieder vor allem wiſſen, welche Vorſchläge 
Preußen zu einer Bundesreform machen will; auf die desſall. 
ſige Anfrage hat Preußen mit einem Zirkular geantwortet, 
in welchem hervorgehoben wird, daß der Bundes⸗Ausſchuß in 
Frankfurt allein zu dem Zwecke gewählt ſei, um über den 
preußiſchen Antrag wegen Berufung einer deutſchen Vertre⸗ 
tung einen Beſchluß am Bunde vorzubereiten. Mit der Ab⸗ 
lehnung dieſer Kardinalfrage wäre der preußiſche Reforman⸗ 
trag überhaupt verw orfen; denn eine Verſtändigung der 
Regierungen über die Reformanträge Preußens, bevor die 
Berufung der Vertretung beſchloſſen ſei, wäre nach den 
bisherigen Erfahrungen doch wohl nicht zu erwarten. 
Daß hen die allgemeinen Umriſſe und die Richtung des 
reußiſchen Projekts den Regierungen mitgetheilt werden, 
hi dabei nicht ausgeſchloſſen, und wird Preußen auch in 
den Ausſchußſitzungen die Gebiete des Staatslebens be⸗ 
zeichnen können, auf welche ſich ſeine Vorſchläge erſtrecken 
werden. 
Wir glauben nicht, daß die übrigen Staaten ſich bei 
diefer Antwort beruhigen werden, fie verlangen eine beſtimmte 
Vorlage, ehe ſie ſich in weitere Berathungen einlaſſen, und 
fo ſcheint die deutſche Frage wieder ins Stocken gerathen zu 
ſein. Mittlerweile bringen auswärtige Blätter den angeb⸗ 
lichen Text des preußiſchen Bundesreformentwurfs. 
Wenn wir auch an der 19 der Mittheilung ſehr große 
Zweifel hegen, fo laſſen wir Ne doch hier folgen: , 
J) Ein Parlament ſoll auf Grundlage des allgemeinen 
Stimmrechtes, aber mit Beſchränkung der Wählbarkeit der 
Abgeordneten, e werden; 

2) Eine Exekutivgewalt ſoll gebildet werden, worin 
Oeſterreich, Preußen und Baiern allein ein präponderirender 
Einfluß zuftände; 

3) Deutſchland ſoll in drei e getheilt werden. 
die von Oeſterreich, Preußen und Baiern gebildet werden; 

4) Preußen und Baiern werden den Oberbefehl über die 


Streitkräfte der Staaten erhalten, welche die zwei letzteren 
Gruppen bien; Preußen wird zugleich den Oberbefehl über 
die unverzüglich zu bildende Bundesflotte erhalten; 5 

5) Der Bund hört auf, Oeſterreichs Beſitzungen zu 

arantiren, vorbehaltlich eines darüber zu treffenden weiteren 
invernehmens; . 

6) Dem Parlamente ſteht die ba des Kontingentes, 
der Subſidien für Heer und Flotte, und der auf den ganzen 
Bund anwendbaren Geſetze zu g Fe 

7) Endlich wird die diplomatiſche Leitung ausſchließlich 
Preußen zugeſtanden, „welches jedoch den verſchiedenen 
Staaten die Berechtigung ließe, ihre reſpektiven Konſuln 
u ernennen“. „ 

5 Augenblicklich weilt der ehemalige badiſche Minifter, Herr 
v. Roggenbad in Berlin, wo er vielfach mit dem Grafen 
Bismarck verkehrt. Herr v. Roggenbach iſt in der deutſchen 
Frage gewiſſermaßen ein Anhänger der Bismarck ſchen Pläne, 
und wird ihm daher wohl bei der Durchführung derſelben eine 
hervorragende Stellung zugedacht fein. Da Herr v. Roggenbach 
ſonſt der liberalen Partei angehört, ſo hat man von einigen 
Seiten an ſeine Anweſenheit die Hoffnung auf eine ſchnelle 
Wendung in unſerer inneren Politik geknüpft, doch beruhen 
alle darüber umlaufenden Gerüchte nur auf Vermuthungen, 


ohne daß eines derſelben auch nur die geringſte Wahrſchein⸗ 


lichkeit für ſich hätte. . 
Bekanntlich finden ſich im Schooße der preußiſchen 
Liberalen auch Perſonen, welche die Anſichten des Herrn von 
Roggenbach theilen, und meinen, man könne des Grafen 
Bismarck auswärtige Politik unterſtützen, und dabei gleich⸗ 
zeitig ſein entſchiedener Gegner in allen inneren Fragen ſein. 
Unſere Leſer wiſſen, daß wir von der auswärtigen Politik 
des Grafen Bismarck kein Heil für Preußen erwarten, und 
ſie deßhalb nicht unterſtützen, aber wir wollen doch darauf 
aufmerkſam machen, daß, während die Annerionsparole, 
welcher man im Fortſchrittslager ſo häufig begegnet, Herrn 
v. Bismarck mächtig in ſeinem Vorgehen gegen Oeſterreich 
und den deutſchen Bund beſtärkt, alſo weſentlich zu dem 
preußiſch » öſterreichiſchen Konflikte beigetragen haben dürfte, 
ſie auch den innern Konflikt hinausziehen zu helfen droht, 
da doch mindeſtens ſo viel feſtſteht, daß die innere und 
äußere Politik des Herrn Miniſterpräfidenten ein 
ungetrenntes und untrennbares Ganze iſt, welches, in 
einem Theile unterſtützt, durchgängig gefördert wird. Graf 
v. Bismarck iſt derſelbe im preußiſchen Abgeord⸗ 
netenhauſe, wie vor dem deutſchen Bunde und 
im Auslande, und es verräth große Kurzſichtigkeit, 
zwiſchen Zweien wählen und dem Einen als Verdienst anrech⸗ 
nen zu wollen, was man dem Andern als Schuld vorwirft. 

Mit der Geſundheit des Grafen Bismarck geht es jetzt 
wieder bedeutend beſſer, doch wollen ſeine Freunde bemerkt 
haben, daß er während feiner letzten Krankheit bedeutend 
gealtert hat. n : 

Baden. In der erften Kammer hat die klerikale Partei 
einen höchſt komiſchen Angriff gegen den Miniſter Lamey 
gemacht, welchen ſie des Einer olg gehe anklagen wollte. 
Die Sache hat weiter keinen Erfolg gehabt, als daß viele 
Tauſend Bürger von Karlsruhe dem verehrten Miniſter einen 
glänzenden Fackelzug gebracht haben und daß ihm von allen 
Seiten Anerkennungsadreſſen zugehen. | 2 
Oeſterreich. Der Kaiſerſtaat bereitet ſich offenbar auf 
die Möglichkeit eines großen Krieges vor. Er betreibt ſeine 
militäriſchen Rüſtungen mit großem Eifer und ſucht auch auf 
alle mögliche Weiſe ſich Geldmittel zu verſchaffen. — Die 
Ausſöhnung mit Ungarn iſt in den letzten Wochen nicht vor ⸗ 
wärts gekommen. 


Italien. In Folge der Rüſtungen, welche Oeſterreich 
in Venetien vorgenommen hat, hat jetzt auch das Königreich 
Italien angefangen, ſich ernſtlich Eur einen Krieg vorzuberei⸗ 
ten. Die Kammer hat der Regierung zu dieſem Zwecke die 
nöthigen Geldmittel zur Verfügung geſtellt. Das Miniſterium 
kann dabei mit Sicherheit auf die Unterſtützung aller Par⸗ 
teien im Lande rechnen, wenigſtens beſtätigen die Nachrichten 
aus allen Provinzen des Landes, daß der Aufruf zu den 
Waffen ſowohl von der Bevölkerung wie von der Armee 
mit Begeiſterung aufgenommen iſt. In Neapel haben große 
Demonſtrationen zu Gunſten der Rüſtungen ſtattgefunden. 

England. Die Reformbill, welche ungefähr 200,000 
Menſchen das Wahlrecht giebt, iſt vom Parlament in zweiter 
Leſung angenommen worden. 


Auswanderung auf Vorſchuß. 

Wir haben ſchon früher auf die Gefahren hingewieſen 
in welche ſich deutſche Auswanderer el 995 ſie I 
zum willenloſen Werkzeug der amerikanischen Auswanderungs⸗ 
agenturen machen. Trotzdem glauben wir, daß eine ſolche 
Warnung nicht oft genug wiederholt werden kann, da leider 
die Agenten jener Kompagnie noch immer zahlreiche Opfer 
finden. Wir bringen daher nachfolgenden Artikel, welchen 
das neueſte Amtsblatt enthält, zur Kenntniß unſerer Leſer: 

Seit einiger Zeit werben die Nordamerikaner. Arbeiter 
ſowohl für den Betrieb der Induſtrie in den Nord- Staaten, 
als auch zum Betrieb der Plantagenwirthſchaft in den Süd⸗ 
Staaten. Dieſe Verſchleppung und brutale Ausnutzung 
deutſcher Auswanderer, die durch das nordamerikaniſche Ge⸗ 
ſetz vom 4. Juli 1864 begünſtigt wird, zu verhindern, fordert 
die Humanität, gebietet die Ehre der Nation. Eine Geſell⸗ 
ſchaft mit einem Aktien-Kapital von 1,000,000 Dollars, die 
American Emigrant Company, will die nordameri- 
kaniſchen Induſtriellen mit Lohn ⸗ Arbeitern verſorgen. Die⸗ 
jenigen, welche Arbeiter bedürfen, werden aufgefordert, ſich 
an die genannte Geſellſchaft zu wenden. Die Koſten für 
den Import der Arbeiter und ihren Transport bis an Ort 
und Stelle bezahlt zunchſt der Arbeitgeber, indeſſen müſſen 
ſich die Auswanderer bei ihrer Einſchiffung verpflichten, dieſe 
Summe, die ihnen als Vorſchuß angerechnet wird, bei ihrem 
zukünftigen Brodherrn in Tagelohn abzuarbeiten. Auf dieſe 
Weiſe gedenkt die American Emigrant Company dem 
Arbeitermangel in einigen Gegenden der Vereinigten Staaten 
abzuhelfen, in letzter Inſtanz aber darauf hinzuwirken, daß 
die amerikaniſche Induſtrie in die günſtige Lage verſetzt 
werde, den inländiſchen Bedarf zu decken, ſo, daß dadurch 
ſchließlich alle europäiſchen Fabrikate von den amerikaniſchen 
Märkten verdrängt werden. Abgeſehen davon, daß dieſe Beftre⸗ 
bungen die Intereſſen der Länder, welche Exportartikel erzeugen, 
empfindlich verletzen, rufen ſie auch bei allen denen, welche 
die Geſchichte der Koloniſation kennen, die ernſte Befürchtung 
hervor, das Wohl des geworbenen Auswanderers werde durch 
dieſe Abmachungen gefährdet. Bei unzureichender Kenntniß 
der geographiſchen Verhältniſſe kann derſelbe auf dieſe Weiſe 
nach Gegenden verſetzt werden, wo er feine Kräfte und Faͤhig⸗ 
keiten verhältnißmäßig nur niedrig zu verwerthen vermag, 
bei alledem aber noch betenden iſt, die bedeutenden Speſen 
für eine weite Reiſe ſelbſt zu tragen. Geſellſchaften, welche 
unter ähnlichen Bedingungen den Plantagenbeſitzern europäiſche 
Arbeiter liefern, haben ſich kürzlich auch in den mitileren und 
ſüdlichen Staaten der nordamerikaniſchen Union gebildet: 
„die Agentur für weiße Arbeit“ in Montgomery im 
Staate Alabama, die Agentur von Knox und Smith in 
Alexandria im Staate Virginien u. a. m. Das Loos der⸗ 
jenigen, welche ſich verbindlich machen, den Reiſekoſtenvorſchuß 


auf den Plantagen der heißen Länder der Vereinigten Staa⸗ 
ten akzuarbeiten, iſt höchſt beklagenswerrh. Unſere unkun⸗ 
digen und mittelloſen Arbeiterfamilien werden in 
dieſem Falle in vieler ee ſchlechter, als 
die Sklaven behandelt. Daß dieſe Befürchtung ſehr 
begründet ift, geht am deutlichſten daraus hervor, daß ſelbſt 
die nordamerikaniſche Regierung, der doch an der Erlangung 
von Arbeitskräften für diejenigen Gebiete, welche an 
Bevölkerungsmangel leiden, ſehr viel gelegen fein muß, amt- 
lich und wiederholt vor Eingehung derartiger Verträge gewarnt 
hat. Dringende Pflicht iſt es daher auch diegſeits, Aus⸗ 
wanderungsluſtige und ſolche, die der Verführung zur 
Auswanderung ausgeſetzt ſind, zu beſtimmen, auf ſolche 
Bedingungen hin nun und nimmermehr nach den Ver⸗ 
einigten Staaten auszuwandern. 


Der Patriotismus der ſogenannten 
Kouſervativen. 

Faſt jeden Tag begegnen wir in den Zeitungen, welche 
die ſogenannten konſervativen Intereſſen vertheidigen, Arti⸗ 
keln, die der geſammten liberalen Partei Mangel an Patrio⸗ 
tismus vorwerfen, weil ſie nicht in das Kriegsgeſchrei ein⸗ 
ſtimmt, ſondern verſtändigerweiſe fragt: Was will man mit 
dem Kriege erreichen, und liegen die Dinge ſo, daß ein 
Krieg mit Ausſicht auf Erfolg unternommen werden kann? 
Das ſoll aber nach Anſicht jener Herrn nicht gefragt werden, 
man ſoll einfach ſchreien: Krieg! Krieg! Krieg! um als 
guter Patriot zu gelten. Daß das preußiſche Volk eine 
ſo große politiſche Reife erreicht hat, daß es dies nicht thut, 
daß es wiſſen will, wofür es ſein Blut verſpritzen ſoll und 
daß es auch wiſſen will, ob es damit wirklich etwas erreicht, 
das muß jeden Volksfreund mit großer Genugthuung erfüllen, 
und man ſollte jolhe Kundgebungen des politiſchen Ver⸗ 
ſtändniſſes und des regen Intereſſes zu befördern ſuchen, und 
wenn dieſe Kundgebungen nicht in dem Sinne erfolgen, wie 
man ſie wünſcht, durch Gründe eine andere Meinung zu er⸗ 
zeugen ſuchen. Dem iſt leider nicht ſo; die Herren, welche 
die Kundgebungen des Volkes verdammen, haben dieſen 
Kundgebungen nur das Eine entgegenzuſetzen: Wir ſind gute 
Patrioten, und wer nicht unſrer Auſcht iſt, der zeigt einen 
bedauerlichen Mangel an Patriotismus. 

Wir brauchen unſern Leſern wohl nicht auseinanderzu⸗ 
ſetzen, daß dem nicht ſo iſt, aber wir wollen doch einmal 
fehen, wie der Patriotismus beſchaffen iſt, den jene Herren 
für ſich allein in Anſpruch nehmen. 

Wir nennen Patriotismus das Gefühl, welches uns dazu 
treibt, bei jeder öffentlichen Handlung, bei jedem öffentlichen 
Auftreten die Frage, ob dieſes Thun uns ſelbſt zum Vor⸗ 
theil oder Nachtheil gereichen könne, hintenan zu ſetzen, und 
zuerſt zu fragen: Gereicht mein Thun meinem Vaterlande 
zum Nutzen? Dies muß natürlich auch geſchehen, wenn man 
ſich über die Frage entſcheiden will, ob man in das Kriegs ⸗ 
geſchrei mit einſtimmen ſoll oder ob man ſeine Stimme er⸗ 
heben ſoll, um zum Frieden zu mahnen. Thun das nun 
jene, welche nach Krieg ſchreien? Wir glauben dieſe Frage 
mit Nein beantworten zu müſſen, denn wenn ſie es khun, 
fo müſſen fie ſich doch zuerſt fragen: Iſt Preußen mächtig 
genug, um die deutſche Frage zu löſen? . 

Das iſt leicht mit Ja beantwortet, aber dieſes Ja ift 
ſchwer zu begründen. Schon einmal hat Preußen vor ſiebzehn 
Fabre verſucht, die deutſche Frage zu löſen, nämlich im 
Jahre 1849, nachdem die Kaiſerkrone, welche die Erwählten 
des Volkes dem Könige von Preußen angetragen hatten, 


urückgewieſen war. Wie lagen die anne damals? 
reußen hatte feine Truppen in Baden, in Sachſen und 
in Schleswig⸗Holſtein ſtehen, dieſelben hatten dort gefiegt 
und waren ſo zu ſagen, die alleinigen Herren jener Länder. 
Oeſterreich, welches Einſpruch erheben konnte gegen die Eini« 
ung Deutſchlands unter Preußen, war gebrochen und er⸗ 
ſchſt durch einen verzweiflungsvollen Kampf um die 
Exiſtenz des Kaiſerſtaates. Man wird uns zugeftehen, 
daß dieſe Lage der Dinge eine für Preußen ungewöhnlich 
ünftige war, und dennoch gelang dem preußiſchen Mini- 
1 das begonnene Werk nicht, und zwar gelang es nicht, 
weil, wie wir hier gleich bemerken wollen, es nicht eins war 
mit dem Volk, weil es einer Richtung huldigte, welche nicht im 
Einklang ſtand mit der Entwickelung des preußiſchen Staates. 
Steht nun heute die Sache günſtiger? Wir möchten den 
ſehen, der dies en will. Die preußiſchen Truppen 
ſtehen nicht in verſchiedenen Ländern Deutſchlands als fieg- 
reiche Herren und Defterreich iſt heute ohne Zweifel ſtärker 
und mächtiger als damals und hat außerdem, um ſeinem 
Widerſtand gegen Preußen einen ſicheren Halt zu geben, 
durch die Politik unſerer Regierung eine feſte Poſition in 
Norddeutſchland erhalten, welche es, wie wir ſchon erfahren 
haben, trefflich zu benutzen weiß. 
So ſtehen alſo die Dinge heut ſchlechter als vor ſiebzehn 
Jahren, und was berechtigt nun jene Herren, welche aus 
angeblichem Patriotismus nach Krieg ſchreien, dazu, auf einen 


günſtigeren Ausgang zu hoffen? Iſt die Lage vielleicht heute 
dadurch günſtiger, daß die jetzige preußiſche W 
beſondere Kraft aus dem Volke ſchöpft, mit dem ſie ſich eins 
weiß, und wandelt ſie eine Bahn, welche dem ganzen Ent⸗ 
wickelungsgange der preußiſchen Monarchie entſpricht? Trägt 
fie die Fahne der religiöfen und bürgerlichen Freiheit dem 
deutſchen Volke voran? 

Man beantworte uns dieſe Fragen mit einem offenen 
und ehrlichen Ja, und wir wollen glauben, daß es 
patriotiſch iſt, für einen Krieg zu ſchwärmen, den die 
jetzige Regierung zu Gunſten einer deutſchen Bundes⸗ 
reform unternimmt. 

Und wenn der Krieg ſo glücklich geführt wird, wie nur 
immer möglich, was doch nur denkbar iſt, wenn Frankreich 
zu uns ſteht oder wenigſtens neutral bleibt, werden wir die 
Früchte des Sieges dann genießen können? Werden wir nicht 
vorausſichtlich nach einem glücklich gegen Oeſterreich geführten 
Kriege zu Fraukreich in eine ähnliche Lage wie jetzt zu Oeſterreich 
kommen? Soll Frankreich dann von uns die Minden ganz 
oder theilweiſe verlangen, wie jetzt Oeſterreich ein Stück Schle⸗ 
ſiens von uns verlangt? Weiche Vortheile können wir aber 
überhaupt Frankreich bieten, wenn wir daran denken, unſeren 
etwaigen Sieg gegen Oeſterreich ausbeuten zu wollen? 

Daß Preußen für irgend eine neue Geſtaltung in 
Deutſchland, ſelbſt wenn ſie ihm einen großen Machtzuwachs 
bringt, daran denken könnte, deutſches Gebiet an Frankreich 
abzutveten, halten wir für eine Verleumdung, und zwar 
ebenſo fehr für eine Verleumdung gegen den Verſtand unferer 
Regierung als gegen ihren deutſchen Patriotismus. Die Nation 
würde einen ſolchen Handel nie vergeben und die Dynaſtie 
würde dadurch einen unberechenbaren Schaden erleiden. Wir 
ſehen alſo keinen guten Erfolg von ſolchem Kriege voraus. 

Was aber ſollen wir nun von dem Patriotismus derer denken, 
welche trotzdem den Krieg verlangen? Wir denken, die Ant⸗ 
wort hierauf ift leicht, und fie zeigt, daß diejenigen, welche 
jetzt von einem Krieg abrathen, wahrlich nicht des Mangels 
an Patriotismus geziehen werden können. 
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